Ausgabe A. 


Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 4 5 Ausgegeben Danzig, den 22. Februar 1928 


Inhalt. Aus führungsbeſtimmungen zum B. d. E. G, Ruheſtands⸗ und Hinterbliebenengeſetz (S. 7). 
Verordnung betr. die Führung von Seeſchiffen in der Danziger Bucht und den angrenzenden Gebieten (S. 8). 


5 Ausführungsbeſtimmungen 
zum B. D. E. G., Ruheſtands⸗ und Hinterbliebenengeſetz. Vom 14. 2. 1928. 


Auf Grund von $ 40 des B. D. E. G. in der Faſſung der Bekanntmachung vom 14. 3. 1924 
Geſetzbl. 1924 S. 68), von § 63 des Beamten-Ruheſtandsgeſetzes vom 23. 2. 1926 (Geſetzbl. S. 39) und 
§ 32 des Beamten-Hinterbliebenengeſetzes vom 23. 2. 1926 (Geſetzbl. S. 53) ſowie § 20 des Geſetzes 
über den Ausgleich der Geldentwertung vom 28. 9. 1926 (Geſetzbl. S. 285) wird folgendes beſtimmt: 

I. Zu $ 12 des B. D. E. G. 

Der Wert der Dienſtwohnung bei vereinigtem Kirchen⸗ und Schulamt wird, wenn die Wohnung 
im alleinigen Eigentum der politiſchen Gemeinde ſteht, oder ſie die alleinige Anteilsberechtigte an der 
Dienſtwohnung iſt, auf das vom Staate bezogene Gehalt (§ 37) angerechnet. Andernfalls kann auf die 
Anrechnung ganz oder teilweiſe bis auf weiteres verzichtet werden vorbehaltlich der endgültigen Aus⸗ 
einanderſetzung zwiſchen Kirchengemeinde, Schulunterhaltungspflichtigen und Staat. 

II. Zu $ 37 des B. D. E. G. 

Zu den nach § 37 des B. D. E. G. von den Schulunterhaltungspflichtigen aufzubringenden Beträgen 
zur Lehrerbeſoldung gehören insbeſondere: 

J. die herkömmlich dem Lehrer zu gewährenden Naturalleiſtungen, a 5 

2. für jede Lehrerſtelle die Zurverfügungſtellung einer Dienſtwohnung oder, falls eine ſolche nicht 
zur Verfügung geſtellt wird, die Zahlung einer Mietsentſchädigung an den Staat. Die Höhe 
der Mietsentſchädigung richtet ſich nach dem Tarif vom 19. 12. 1918 — Amtsblatt 1919 S. 16 — 
in Verbindung mit der Senatsverfügung vom 25. 5. 1925 — W IIa 679/25 —. 

Eine Mietsentſchädigung iſt auch zu entrichten, wenn bei einem vereinigten Kirchen- und Schulamt 
eine Dienſtwohnung zur Verfügung geſtellt wird, es ſei denn, daß die Wohnung im alleinigen Eigentum 
der politiſchen Gemeinde ſteht oder ſie die alleinige Anteilsberechtigte daran iſt. Wenn die Eigentums- 
verhältniſſe ſtrittig ſind, kann von einer Entrichtung der Mietsentſchädigung ganz oder teilweiſe bis auf 
weiteres, vorbehaltlich der endgültigen Auseinanderſetzung zwiſchen Kirchengemeinde, Schulunterhaltungs⸗ 
pflichtigen und Staat abgeſehen werden. 

Soweit die Schulunterhaltungspflichtigen leiſtungsſchwach oder leiſtungsunfähig find, können nach 
Maßgabe der vorhandenen Haushaltsmittel dieſe Koſten ganz oder teilweiſe auf den Staat übernommen werden. 

Außerdem haben die Gemeinden die Koſten zu tragen für den über den planmäßigen Unterricht 
hinaus eingeführten freiwilligen Unterricht und für den nebenamtlich erteilten Unterricht, ſoweit nicht auf 
Grund von Anordnungen des Senats, Abt. W, die Koſten vom Staate getragen werden. 8 

Im übrigen wird das Gehalt der Volksſchullehrer bis zur anderweiten Regelung aus der Staatskaſſe gezahlt. 
III. Zu 856 Abſ. 1 Ziff. e des Beamtenruheſtandsgeſetzes und §27 Abſ. 1 Ziff. e des Hinterbliebenengeſetzes. 

Die Freie Stadt Danzig hat die Verſorgungsbezüge derjenigen Volsſchullehrperſonen bezw. Hinter⸗ 
bliebenen in vollem Umfange zu tragen, die im Dienſt einer jetzt Danziger Schulgemeinde geſtorben oder 
in den Ruheſtand verſetzt find, falls die Verſorgungsberechtigten durch den Vertrag von Verſailles die 
Danziger Staatsangehörigkeit erworben und nicht durch Option die deutſche Reichsangehörigkeit erlangt haben. 


Br Danzig, den 14. Februar 1928. i 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Strunk. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 1. 3. 1928.) 


6 | Verordnung 


betreffend die Führung von Seeſchiffen in der Danziger Bucht und den angrenzenden Gebieten. 
Vom 16. 2. 1928. 


Auf Grund des 8 28 der Verordnung über die Beſetzung von Kauffahrteiſchiffen mit Kapitänen und 
Schiffsoffizieren vom 19. 12. 25 und des 8 44 der Verordnung über den Befähigungsnachweis der See⸗ 
ſchiffer und Seeſteuerleute auf Kauffahrteiſchiffen vom 19. 12. 25 wird auf dem Wege der allgemeinen 
Ausnahme bis auf weiteres genehmigt, daß 
1. Seeleute, welche die ſonſtigen Zulaſſungsbedingungen erfüllen, zur Prüfung zum Schiffer auf 
Küſtenfahrt ohne den Nachweis einer 12 monatigen Segelfahrzeit zugelaſſen werden können, 
wenn ſie anſtelle der vorgeſchriebenen 12 monatigen Segelfahrzeit mindeſtens 12 Monate 
Seefahrzeit auf einem Schleppdampfer nachweiſen können. Über die beſtandene Prüfung wird 
ein Prüfungszeugnis ausgeſtellt. Das Prüfungszeugnis wird mit dem Vermerk verſehen, daß 
es nicht zur Ausſtellung eines Befähigungsnachweiſes berechtigt, 
2. zur Führung von Schleppdampfichiffen in der Danziger Bucht und den angrenzenden Gebieten 
von der deutſchen Grenze auf der Friſchen Nehrung bis zur deutſchen Grenze an der Pommerſchen 
Küſte Seeleute zugelaſſen werden, die die Prüfung zum Schiffer auf Küſtenfahrt (vgl. 1) 
beſtanden haben. Seewärts wird die Grenze dieſer Gebiete außerhalb der Danziger Bucht 
auf eine Entfernung von 10 Seemeilen von der Küſte aus feſtgeſetzt. 


Danzig, den 16. Februar 1928. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Jewelowski. 


— —— —ů—ů 
Bezugsgebühren vierteljährlich a) für das re für die Freie Stadt Danzig Ausgabe A u. B je 3,004, b für 
den Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil 1 Ausgabe A u. B je 2,25 G, c) für den Staatsanzeiger für die Freie 


Stadt Danzig Teil II 3,00 G. Beſiellungen haben bei der zuständigen Poſtanſtalt zu erfolgen. r Beamte ſiehe 
Staatsanz. 0 1922, Nr. 87) nen zu a) 1,80 G, zu b) 1,20 G. 
Einrückungsgebühren betragen die 1 eile oder deren Raum — 0,40 Gulden. 
Belegblätter und einzelne Stücke werden zu den Selbſtkoſten berechnet. 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A Schroth in Danzeg. 


